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Der Vorsitzende 
des Kulturpolitischen Ausschusses 
des Hessischen Landtags 
Herr Dr. Michael Reuter 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 
          

11. Februar 2011 
 
 
Schriftliche Anhörung im Kulturpolitischen Ausschus s des Hessischen 
Landtags zum Gesetzesentwurf der Fraktion der SPD f ür ein Gesetz für 
Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit in Hess en (Hessisches Schul-
gesetz) 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Reuter, 
 
die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e.V. bedankt sich für die Möglich-
keit, eine Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Fraktion SPD für ein Gesetz für 
Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit abgeben zu können. 
 
Leider können wir aus zeitlichen Gründen keine umfassende Stellungnahme vor-
nehmen.  
 
 
Diesen Gesetzesentwurf haben wir jedoch in unseren Fachkreisen diskutiert und 
haben einige wenige Anregungen: 
 
 

• Die Liga der Freien Wohlfahrtsverbände in Hessen e.V. regt an, in den  
Text des § 1  Abs. 2 und § 3 Abs. 3 auch den Hinweis auf den  
"aufenthaltsrechtlichen Status" einzufügen: 
 

„Kein Kind darf bei der Aufnahme in eine Schule aus Gründen des Ge-
schlechts, von Behinderung, des Herkunftslandes, des aufenthaltsrechtli-
chen Status oder der wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung der 
Eltern benachteiligt werden….. 
 

„Die Schule darf keine Schülerin und keinen Schüler wegen des Ge-
schlechts, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der Heimat und Her-
kunft, des aufenthaltsrechtlichen Status, des Glaubens,....“ 
 

Hintergrund: 
In Hessen haben Kinder ohne Aufenthaltsstatus und solche mit einer Dul-
dung nur ein Schulbesuchsrecht. Im Sommer 2010 ist der  
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ausländerrechtliche Vorbehalt zur UN-Kinderrechtskonvention vom der Bundesregie-
rung zurückgenommen worden. Seitdem gilt die UN-KRK unmittelbar. Hier ist der Art. 
3 "Vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohl" und Art. 28 "Recht auf Bildung" ein-
schlägig. Unter Anwendung der UN-KRK sollten alle Kinder der Schulpflicht unterlie-
gen. 

 
 

• Wir regen an, den Text des § 2 Abs. 7 wie folgt zu ändern: 
 

„Allen Menschen unabhängig von Rasse, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, 
der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Identität vorurteilsfrei zu begegnen und somit zum friedlichen Zusammenleben aller 
Kulturen beizutragen und deren Vielfalt als Bereicherung anzuerkennen sowie für die 
Gleichheit und Lebensrechte aller Menschen einzutreten“  

 
 
 

• Ebenfalls regen wir an, eine klare gesetzliche Verpflichtung der Lehrer/innen aufzu-
nehmen, Anzeichen für Kindeswohlgefährdung nachzukommen. Darüber hinaus ist es 
dringend erforderlich, gesetzlich verpflichtend Fortbildungen für alle Lehrer/innen im 
Umgang mit Anzeichen für Kindeswohlgefährdungen und Hilfemöglichkeiten festzu-
schreiben, damit überhaupt Maßnahmen zur Abwendung einer möglichen Gefähr-
dung ergriffen werden können. Ohne Kenntnis der rechtlichen Grundlagen, der Hilfe-
möglichkeiten des SGB VIII und der kommunalen Zuständigkeiten, können Maßnah-
men nicht in die Wege geleitet werden.  Dies sollte in Anlehnung und Umsetzung  
der diskutierten Neufassung des SGB VIII  §§ 4 und 5 geschehen. 
 
Vor diesem Hintergrund sollte eine Verpflichtung zur Zusammenarbeit der Schule mit 
der Jugendhilfe auf diesem Gebiet im § 3 Absatz 6 präzisiert werden. 

 
 
 

• Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege e.V. regt an, bereits im Text des Gesetzesent-
wurfes z.B. § 3 Abs. 14  das Thema des demografischen Wandels der Gesellschaft 
zu integrieren. 

 

„Die Schule trägt in Zusammenarbeit mit den anderen Stellen zur Vorbereitung der 
Schülerinnen und Schüler auf Berufswahl und Berufsausübung sowie auf die Arbeit in 
der Familie, in der sich ändernden Gesellschaft und in anderen sozialen Zusammen-
hängen bei. 
 

Hintergrund: 
Die Aufnahme des Themas „Alter und Pflege“ in den Katalog der verbindlichen, min-
destens jedoch der fakultativen Lerninhalte für den Bildungsgang Realschule im Fach 
Sozialkunde der Jahrgangsstufe 7 „Zusammenleben in der Familie“, erachten wir vor 
dem Hintergrund des demografischen Wandels für die künftige Generationen als be-
sonders wichtig. Ebenso sollte ausführlich im verbindlichen Thema „Gesetzliche und 
private Alterssicherungssysteme“ in der 9. Klasse „Pflege im Alter“ behandelt werden. 
Auch in anderen Unterrichtsfächern, insbesondere in Ethik, evangelischer und katho-
lischer Religion, Deutsch und Kunst muss das Thema „Alter und Pflege“ angemessen 
aufgegriffen werden, damit die künftige Generationen auf die bevorstehenden Aufga-
ben in der Gesellschaft herangeführt werden und die im § 2 Absatz 9 dieses Geset-
zesentwurfes beschriebene Kompetenzen in der Schule erwerben können. 
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Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Thomas Domnick 
Vorsitzender des Liga-AK 5 
„Kinder, Jugend, Frauen und Familie“ 
 
__________________________________________________________________ 
 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen ist der Zusammenschluss der sechs hessi-
schen Wohlfahrtsverbände. Sie vertritt die Interessen der hilfebedürftigen und benachteiligten 
Menschen gegenüber der Politik ebenso, wie die Interessen ihrer Mitgliedsverbände. Mit ca. 
5000 Einrichtungen und Diensten sind die Mitgliedsverbände ein bedeutender Faktor für die 
Menschen, für eine soziale Infrastruktur und für die Wirtschaft in Hessen. 
Nah an den Menschen und ihren Bedürfnissen wissen 150.000 hauptamtlichen und 52.000 eh-
renamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Pflegeinrichtungen, Behinderteneinrichtungen, 
Werkstätten, Tagesstätten, Bildungsstätten, Beratungsstellen, in den Frühförderstellen, ambu-
lanten Diensten und anderen Einrichtungen um die sozialen Belange und die realen Rahmenbe-
dingungen in Hessen. Diese Kenntnisse bringt die Liga in die politischen Gespräche auf Lan-
desebene und mit Verhandlungspartnern und Kostenträgern ein.  
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Schriftliche Anhörung im Kulturpolitischen Ausschuss 
Drucksache 18/2864 

Stellungnahme des Montessori-Landesverbands Hessen 
 

Wir bedanken uns herzlichen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Gesetzentwurf 
der SPD zum Hessischen Schulgesetz. Auch wenn der Gesetzesentwurf nur teilweise 
Auswirkungen auf Schulen in freier Trägerschaft hat, möchten wir im Folgenden einige 
Punkte vortragen:  
Schulen in freier Trägerschaft zeigen generell die Vorteile der selbstständigen Schule auf, 
insbesondere die positiven Folgen der Eigenverantwortung und Gestaltungsfreiheit. Daher 
begrüßen wir die Ansätze zur größeren Selbstständigkeit von staatlichen Schulen. 
Auch die Ansätze zur Verbesserung des längeren gemeinsamen Lernens, der individuellen 
Förderung, der Flexibilisierung der Sekundarstufe II sowie der Inklusion sehen wir positiv. 
Gerade die Montessori-Schulen zeigen jedoch auch die Notwendigkeit, Lernorganisation 
und Lehrerbildung hierauf konsequent auszurichten. Jede Diskussion über eine Reform der 
Schulformen oder - nur um ein Beispiel zu nennen - die Herausforderungen heterogener 
Lerngruppen muss diese beiden Faktoren mit einbeziehen, um Ziel führend zu sein. 
Die gewünschte stärkere Einbindung der Schulen in freier Trägerschaft in die regionale 
Schulentwicklungsplanung ist nachvollziehbar. Wir gehen davon aus, dass die Rechte auf 
Gründung und Betrieb von Ersatzschulen hiervon nicht beeinträchtigt werden. 
Abschließend sei angemerkt, dass weitere Regelungen zur stärkeren Verzahnung von 
Kindertagesstätten und Grundschulen wünschenswert wären. Die Träger von Montessori-
Schulen, die sowohl Grundschulen als auch Kindergärten und/oder weiterführenden 
Schulformen betreiben, leben den Nutzen einer pädagogischen und organisatorischen 
Kontinuität vor, für Schülern und deren Eltern.  

 
 

 
 

Dr. Jörg Boysen 
Vorsitzender, Montessori-Landesverband Hessen e.V. 
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Änderung des Hessischen Schulgesetzes 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Regierungsentwurf zur Änderung des Hessischen Schulgesetzes zielt auf eine 

Weiterentwicklung des hessischen Schulwesens, die Veränderungsprozesse einleitet 

und in erheblichem Maß auch die Städte in ihrer Funktion als kommunaler 

Schulträger, Jugend- und Sozialhilfeträger oder als Standortgemeinden betreffen 

wird. Gemeinsames Ziel bei der Weiterentwicklung des Bildungswesens muss eine 

staatlich-kommunale Verantwortungsgemeinschaft der Bildungspartner auf 
Augenhöhe sein.  

Im Gesetzentwurf fehlt diese Anerkennung der aktiven Mitgestaltungsrolle der 
kommunalen Bildungsträger bei der inhaltlichen und organisatorischen 

Weiterentwicklung des Schulwesens, wie es im Grundsatz in § 99 HSchulG möglich 

wäre. Den Forderungen der kommunalen Schulträger nach erweiterten 

Mitgestaltungsrechten wird nicht Rechnung getragen, z. B. in den Abschnitten, die 

zentrale Bereiche der Schulentwicklung regeln, insbesondere:  

Rolle und Auswahl der Schulleitungen (§§ 88 – 90), Umwandlung in eine 

selbstständige Schule und Schulverfassung (§ 127d), Selbstverwaltung der Schule 

und gemeinsames Budget (§ 127a), Schulprogramme (§ 127b), Evaluation / Schul-

Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden
 
Hessisches Kultusministerium 
Postfach 31 60 
 
65021 Wiesbaden 
 

Ihre Nachricht vom: 07.10.2010
Ihr Zeichen: 811.000.001-30

Unser Zeichen: TA 200.02 Oe/Zi 
Durchwahl: (0611) 1702-26
E-Mail:  oegel@hess-staedtetag.de
  
Datum: 03.12.2010
Stellungnahme 109-2010
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inspektionen (§ 98), Schulentwicklungsplanung (§ 145) und Ganztagsschul-

entwicklung (§ 15). 

Verschiedene Regelungen im Gesetzentwurf veranlassen den Hessischen Städtetag, 

seine Forderung nach einer verlässlichen Finanzierung der Bildungs- und Betreu-
ungsaufgaben durch das Land (Beispiel ausreichend Stellen in der Lehrerschaft und 

bei sozialpädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern), nach fairer 

Kostenteilung bei sich überschneidenden Zuständigkeiten (Beispiel IT-Ausstattung) 

und nach längerfristiger Planungssicherheit für die Schulträger (Beispiel 

Ganztagsschulausbau) zu erneuern. 

Aus Sicht des Hessischen Städtetages ist es für einen erfolgreichen Ausbau von 

Ganztagsschulangeboten und für die Rhythmisierung des Unterrichts unabdingbar, 

die Arbeitszeit der Lehrkräfte von der Pflichtstundenverordnung auf zeitliche 

Pflichtanwesenheit umzustellen.  

Der Anspruch auf sonderpädagogische Förderung zur Beschulung vorrangig in 

allgemeinen Schulen, statt wie bisher in Förderschulen (inklusive Beschulung), 

regelt die Umsetzung des Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention in 

hessisches Schulrecht, ist eine Veränderung bestehender Aufgaben und wird bei 

angemessener Ausstattung der allgemeinen Schulen zu finanziellen 

Mehrbelastungen für die Schulträger in Hessen führen. Der Hessische Städtetag 

erwartet einen entsprechenden Kostenausgleich des Landes nach Artikel 137 Abs.6 

Satz 2 Hessische Verfassung (Konnexitätsprinzip). 
 

Zu den einzelnen Vorschriften im Schulgesetzentwurf nimmt der Hessische Städtetag wie 

folgt Stellung: 

 

§ 3 Abs.10 Zusammenarbeit Schule und Jugendamt 
 
Der explizite Auftrag zur Zusammenarbeit der Schule mit den Jugendämtern wird begrüßt, 

insbesondere auch die Klarstellung der Geltung der Vorschrift für die Schulen in freier 

Trägerschaft. 

Die Verortung des Themas Kinderschutz auch in Schulen erfordert, dass die Lehrkräfte in 

die Lage versetzt werden müssen, die Wahrnehmung des Kinderschutzes in der Schule 

qualifiziert auszuüben. Die Auslegung der unbestimmten Rechtsbegriffe „tatsächliche 

Anhaltspunkte für eine Gefährdung oder Beeinträchtigung des Wohls einer Schülerin oder 
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eines Schülers“ muss den Lehrkräften hinreichend konkretisiert werden. Hierzu sind 

Begriffsbestimmungen vorzunehmen sowie Absprachen und Verfahrensregelungen zu 

treffen. Die Schulen müssen wissen, wann der auslösende Moment der Information an das 

Jugendamt zu erfolgen hat. Der bloße Hinweis einer Lehrkraft an die öffentliche 

Jugendhilfe auf eine Vermutung hin, kann und darf regelhaft nicht ausreichen. 

Tatsächliche Anhaltspunkte müssen schulintern und zielgerichtet bearbeitet und ggf. über 

die Schulleitung an die öffentliche Jugendhilfe weitergeleitet werden. 

Es bietet sich an, die Zusammenarbeit durch Kooperationsvereinbarungen auf 

kommunaler Ebene zu konkretisieren. 

 

§ 23c Mittelstufenschule 
 

Auch die Einführung dieser neuen Schulform, die vom Hessischen Städtetag grundsätzlich 

begrüßt wird, hat finanzielle Auswirkungen auf die Schulträger und erfordert eine 

Mitwirkung des Landes, um die Kosten für die räumlichen und sächlichen 

Voraussetzungen nicht alleine beim Schulträger abzuladen.  

Der Hessische Städtetag hält es für die Umsetzung für erforderlich, im Gesetz eine 

Öffnung vorzusehen, um besonderen Konstellationen vor Ort durch abgestimmte 

Konzepte Lösungen für die Schulen zu finden. 

So  sieht das vorgelegte Konzept z. B. keine Möglichkeit vor, dass reine Hauptschulen 

(von denen es nach Kenntnisstand der Landeshauptstadt Wiesbaden noch vier in Hessen 

gibt) sich zu einer Mittelstufenschule umwandeln können. Dies schwächt die Position und 

das öffentliche Image der Hauptschule und erschwert die Arbeit der Lehrerinnen und 

Lehrer vor Ort. Der Hessische Städtetag sieht es deshalb als erforderlich an, dass auch 

eine reine Hauptschule im Zusammenschluss mit einer Realschule eine Mittelstufenschule 

werden kann.  

Nach § 23 c Abs. 3 Satz 1 können in den Jahrgangsstufen 5 bis 7 der Mittelstufenschule 

die Bildungsgänge der Haupt- und Realschule schulformübergreifend unterrichtet werden. 

Die Stadt Marburg weist darauf hin, dass dort in zwei Schulversuchen die 

schulformübergreifende, abschlussoffene Unterrichtung bis Jahrgangsstufe 8 vom 

Hessischen Kultusministerium gestattet wurde. Diese Möglichkeit soll beibehalten werden. 

Begonnene Schulversuche müssen die Möglichkeit haben, nach Absprachen vor Ort 

fortgeführt zu werden.  
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Unabhängig von dem Konzept der Mittelstufenschule ist dringend geboten, die 

Durchlässigkeit der Abschlüsse an der Realschule zu gewährleisten. Im 10. Schuljahr 

sollte deshalb neben dem Realschulabschluss auch ein qualifizierter Hauptschulabschluss 

erworben werden können und alle Schülerinnen und Schüler am Ende des 9. Schuljahres 

sollten obligatorisch die Prüfungen für den Hauptschulabschluss durchlaufen.  

 

 

§§ 49 bis 51 Inklusive Beschulung, sonderpädagogische Förderung, gemeinsamer 
Unterricht in der allgemeinen Schule 
 

Bei diesen Vorschriften handelt es sich um die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention zum Schutz und zur Förderung der Rechte behinderter Menschen (UN-BRK). 

Der Bundestag hat im Dezember 2008 das Gesetz zur Umsetzung der UN-BRK 

beschlossen und der Bundesrat hat ohne Einwendungen zugestimmt (BR-Drucks. 

760/08). Wie der Hessische Verwaltungsgerichtshof mit Urteil vom 12.11.2009 

festgestellt hat, kann auf der UN-BRK kein individueller Rechtsanspruch hergeleitet 

werden, da es an der hierfür erforderlichen Bestimmtheit fehle. Es handele sich in weiten 

Teilen um Programmsätze, wobei die Art und Weise sowie die Geschwindigkeit der 

Realisierung den Vertragstaaten überlassen bleibe. Setzt das Land Hessen im 
Schulgesetz neue Vorgaben beim Anspruch auf sonderpädagogische Förderung, 
hat es auch die entsprechenden Finanzmittel zur Verfügung zu stellen 
(Konnexitätsprinzip nach der Hessischen Verfassung). 
 
Nach § 51 Abs. 2 Satz 2 sind die allgemeinen Schulen im Rahmen der beim Schulträger 

vorhandenen Mittel räumlich und sächlich auszustatten. Der Hessische Städtetag fordert, 

dass der in § 49 statuierte Anspruch auf sonderpädagogische Förderung vorrangig in 

allgemeinen Schulen dahin ergänzt wird, dass die angemessene personelle, räumliche 

und sächliche Ausstattung im Rahmen eines angemessenen Ressourceneinsatzes 

geschaffen werden kann.  

Wie die Kommunen aus den vergangenen Jahren wissen, konnte ein Wahlrecht der 

Eltern, ihr Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf an einer Förderschule oder einer 

allgemeinen Schule im gemeinsamen Unterricht unterrichten zu lassen, seitens des 

Landes nur mit großen landesweiten Unterschieden nachgekommen werden. 

Hauptursache dafür ist die Begrenzung der Stellen für die sonderpädagogische Förderung 
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in allgemeinen Schulen/gemeinsamer Unterricht, die im Jahr 2007 bei 522,1 Stellen lag. 

Einen Verteilerschlüssel für die einzelnen Schulaufsichtsbereiche gibt es nicht, so das 

Hessische Kultusministerium in einem Schreiben an den Hessischen Städtetag vom 28. 

August 2007.  

Der Hessische Städtetag befürchtet, dass hier der Anspruch des Gesetzgebers und die 

Realität bei der Lehrerversorgung und der sozialpädagogischen Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen (sind Personalkosten des Landes nach § 151 Abs.4) weit 

auseinanderklafft. Ansonsten wäre eine Gesetzesregelung, wie sie in § 15b (Einbeziehung 

von Personaldienstleistern) geplant, nicht notwendig gewesen. 

 

Aufgrund der Finanzlage sowohl beim Land wie auch bei den Kommunen muss der 

begonnene Prozess des gemeinsamen Unterrichts besonnen und schrittweise umgesetzt 

werden. Das Hessische Kultusministerium wird daher aufgefordert, Konzepte nur  
gemeinsam mit den Schulträgern und Staatlichen Schulämtern zu entwickeln, um in 
der Umsetzung  der UN-BRK bedarfsgerechte Lösungen vor Ort zu finden. 
 

§ 54 Zusammensetzung des Förderausschusses, Einschulung und Beschulung bei 
Anspruch auf sonderpädagogische Förderung 
 

Absatz 4 regelt, dass an jeder allgemeinen Schule zur Entscheidungsfindung des 

sonderpädagogischen Förderbedarfs ein Förderausschuss einzurichten ist, dem neben 

der Schulleitung, eine Lehrkraft des sonderpädagogischen Beratungs- und 

Förderzentrums sowie den Eltern des Kindes mit beratender Stimme auch ein Vertreter 

des Schulträgers angehört, wenn der Unterricht in der allgemeinen Schule besondere 

räumliche und sächliche Leistungen fordert. 

 

Der Hessische Städtetag fordert, dass der Schulträger ein Vetorecht erhält, soweit es um 

Ausstattungsfragen der Schulen geht.  

 

Zu klären ist auch, ob die Empfehlung des Förderausschusses einstimmig getroffen 

werden muss. § 54 Abs. 5 führt lediglich aus, dass bei Nichteinigung im Förderausschuss 

letztendlich das Staatliche Schulamt entscheidet bzw. bestimmt.  

 

 

110



- 6 - 

 

§ 66 Gestattungen 
 

Aus wichtigem Grund soll das Staatliche Schulamt den Besuch einer anderen Grund- oder 

Berufsschule nur dann gestatten dürfen, wenn vorher der Schulträger sein Einvernehmen 

erteilt hat und nicht wie nach bisheriger Rechtslage nur ein Benehmen hergestellt werden 

muss.  

Im Übrigen sieht der Hessische Städtetag keine Veranlassung die bestehende Regelung 

zu ändern, die sich aus Sicht der Schulträger bewährt hat.  

 

§ 70 Aufnahme in die Schule 
 

Die Landeshauptstadt Wiesbaden schlägt einen neuen Absatz 5 mit folgendem Wortlaut 

vor: 

"Für Schulen mit einer besonderen Ausrichtung kann der Schulträger in Abstimmung mit 

dem Hessischen Kultusministerium ein Aufnahmekontingent für Schülerinnen und Schüler 

von anderen, benachbarten Schulträgern festlegen. Für diese Schülerinnen und Schüler 

ist dem aufnehmenden Schulträger vom abgebenden Schulträger eine 

Vollkostenerstattung zu zahlen." 

Der Hessische Städtetag fordert eine Vollkostenerstattung nicht nur in Schulen mit 

besonderer Ausrichtung, sondern das System der Gastschulbeiträge gänzlich auf 

Vollkostenerstattung umzustellen. 

Hintergrund dieses Anliegens ist, dass die Landeshauptstadt Wiesbaden eine Schule 

besitzt, die vom Deutschen Fußballbund als "Eliteschule des Fußballs" zertifiziert ist. Da 

die Schule im Rahmen des durch das Hessische Schulgesetz geregelten 

Auswahlverfahrens aufgrund der Anzahl der Wiesbadener Schülerinnen und Schüler im 

Erst-, Zweit- und Drittwunsch regelmäßig keine Schülerinnen und Schüler von außerhalb 

Wiesbadens aufnehmen kann, wird talentierten Kindern von außerhalb zum einen der 

Zugang zu einer Ausbildung an der "Eliteschule des Fußballs" verwehrt, zum anderen 

bleiben der Eliteschule des DFB mögliche Talente vorenthalten. 

 

§ 89 Abs. 3 Wahl der Schulleiterin oder des Schulleiters 
 

Die Anhörung des Schulträgers vor der vorläufigen Beauftragung einer Schulleitung sowie 

das Herstellen eines Benehmens mit dem Schulträger vor der endgültigen Beauftragung 
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wird seitens der Schulträger als nicht ausreichend angesehen und erfordert ein 
Einvernehmen zwischen Schulträger und Anstellungskörperschaft Land zur Person 
der Schulleitung. Der Hessische  Städtetag hält hierzu eine Abstimmung in kommunalen 

Gremien für nicht erforderlich.  
Beispiele für die vielfältigen Bereiche, in denen die Schulleitung mit dem Schulträger 

zusammenarbeitet oder in seinem Auftrag handelt sind: 

-  Verwaltung der Schulanlagen des Schulträgers 

-  Als Vorgesetzter weisungsbefugt in schulischen Angelegenheiten gegenüber der 

Schule zugewiesenen Verwaltungs- und Hauspersonal sowie den sonstigen 

Beschäftigten des Schulträgers  

-  Bewirtschaftung der vom Schulträger zugewiesenen Haushaltsmittel 

- Ausübung des Hausrechts für den Schulträger 

- Besondere Rechte als selbständige Schule. 

 
§ 90 Funktion der Schulleitungen gegenüber Schulträgerpersonal 
 
Die vorgesehene Ergänzung des Gesetzestextes um die Worte „als Vorgesetzte oder  

Vorgesetzter“ wird in der Praxis zu keiner größeren Rollenklarheit und dem Abbau 

von Missverständnissen und Konfliktpotenzial zwischen Schulleitungen und 

kommunalen Beschäftigten führen. Die Schulträger erwarten eine praxistaugliche 

Regelung im Schulgesetz. 

 

§ 91 Arbeitszeit der Lehrkräfte 
 
Vor dem Hintergrund der Ausweitung der Ganztagsschulangebote und der Rhythmisierung 

des Unterrichts ist es aus Sicht des Hessischen Städtetages unerlässlich, die Arbeitszeit 

der Lehrkräfte von der Pflichtstundenverordnung, die sich am althergebrachten 

Halbtagsschulmodell orientiert, auf zeitliche Pflichtanwesenheit umzustellen.  

Damit lassen sich dann auch gemeinsame Projekte und Angebote von Lehrkräften mit 

Beschäftigten des Schulträgers zeitlich besser aufeinander abstimmen.  

 

§ 92 Abs. 2 Zielvereinbarungen zwischen Staatlichem Schulamt und Schule 

 

Neu geregelt wird, dass die staatliche Schulaufsicht die Schule bei der selbständigen 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben unterstützt und mit ihr Zielvereinbarungen trifft, in denen 

auch die jeweiligen Ergebnisse der Schulinspektion berücksichtigt werden.  

112



- 8 - 

 

Der Hessische Städtetag hält es für zweckdienlich, dass hier eine Ergänzung erfolgt und 

die Zielvereinbarungen unter Beteiligung des Schulträgers getroffen werden müssen und 

dass die Schule nicht nur gegenüber der zuständigen Schulaufsichtsbehörde 

Rechenschaft ablegen muss, sondern auch gegenüber den Schulträgern. 

 

§ 98 Evaluation und Beteiligung an Schulinspektionen 

 

Die Schulen werden verpflichtet, nicht nur bei Evaluationen, sondern auch bei 

Schulinspektionen mitzuwirken. Der Hessische Städtetag bittet um Ergänzung, dass die 

Schulträger bei Schulinspektionen zu beteiligen sind.  

 

§ 99 Träger der Weiterentwicklung des Schulwesens 

 

Der letzte Satz dieser Vorschrift lautet: Die Rechte und Pflichten der Schulträger bleiben 

unberührt. 

Da das Kultusministerium bei der inhaltlichen und organisatorischen Weiterentwicklung 

des Schulwesens diese Vorschrift nicht immer einhält, soll im Gesetz aufgenommen 

werden, dass die Schulträger rechtzeitig in die sie betreffenden Maßnahmen der 

Weiterentwicklung einbezogen werden. 

 

§ 127 bis § 127 d Selbstverwaltung und Selbständigkeit der Schule 

 

§ 127 Abs. 3 enthält eine Handlungsaufforderung an die Schulträger, die Schulen in der 

selbständigen Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu fördern. Daraus kann aus Sicht des 

Hessischen Städtetages jedoch keinesfalls die Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen 

abgeleitet werden. Selbständigkeit von Schulen darf nicht dazu führen, dass Kommunen 

bei Budgetengpässen zu Ausfallbürgen vor Ort für staatliche Schulaufgaben werden. 

Grundsätzlich sind die kommunalen Bildungsträger aber bereit, den Schulen sowohl mehr 

Selbständigkeit in personellen, finanziellen, organisatorischen und pädagogischen Bereich 

einzuräumen und sie auf diesem Weg zu mehr Eigenverantwortung zu begleiten und zu 

unterstützen. 

Die Kommunen erwarten allerdings im Gegenzug, dass die Ziele und Interessen der 

Kommune als Schulträger und Belange der Stadtgesellschaft insgesamt durch die 

Schulentwicklungsplanung und durch geeignete Kooperations- und 
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Kommunikationsstrukturen Berücksichtigung finden. Für ein gutes Gelingen von Schule 

erfordert neben guter pädagogischer Arbeit ein adäquates Lernumfeld. Dies wird nur 

sicherstellt, wenn das Land gesetzlich sicherstellt, dass die Schulträger gleichberechtigt in 

die strategische Steuerung der Schulentwicklung sowie bei Maßnahmen der Evaluation / 

Schulinspektion und zur Qualitätsentwicklung einbezogen werden. 

 

§ 127 a Abs. 3 Gemeinsames Budget durch Vereinbarung zwischen Land und 
Schulträger 
 

Nach dieser neuen Vorschrift kann auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem 

Land und dem Schulträger den einzelnen Schulen ein gemeinsames Budget zur 

Verfügung gestellt werden. § 127 a Abs. 2 soll dann entsprechend angewandt werden. 

Die Abgrenzung dieser beiden Absätze ist aus hiesiger Sicht nicht hinreichend 

trennscharf. 

Die Möglichkeit der Zusammenführung der Budgets von Stadt/Kreis und Land wird 

grundsätzlich begrüßt.  

Allerdings wirft die in § 127 a Abs. 3 dargestellte Vereinbarung sowie die vom 

Kultusministerium vorgelegte Grundsatzvereinbarung (Entwurf in der Fassung vom 

27.5.2010) viel mehr Fragen auf, als sie Antworten gibt. Hierzu hat auch die nach einem 

Gespräch mit Staatssekretär Brockmann eingesetzte Arbeitsgruppe, die am 26.8.2010 im 

Hessischen Kultusministerium getagt hat, keine abschließenden Antworten gegeben. 

Umgeklärt ist beispielsweise: 

- Nach § 127 a Abs. 2, der nach dem neu eingeführten Abs. 3 entsprechend gilt, 

beschließt die Schulkonferenz den Haushalt auf Vorschlag der Gesamtkonferenz. Die 

Schulleitung hat zu widersprechen, wenn gegen die Richtlinien die Schulträger 

verstoßen werden. Wie erfährt der Schulträger von solchen Verstößen, wenn 

letztendlich nach § 87 Abs. 4 über Beanstandungen das staatliche Schulamt 

entscheidet?  

- Wie wird die Einhaltung der Vergaberichtlinien der Budgetträger gewährleistet? 

- Wie wird die gemeinsame ordnungsgemäße Buchführung des gemeinsamen Budgets 

sichergestellt und wer trägt die Kosten? 

- Wer übernimmt die fachliche Prüfung und wer trägt die Kosten? 

- Wie ist die Übertragung von Restmitteln bzw. von Fehlbeträgen zu beurteilen, 

insbesondere im Hinblick auf wirtschaftliche Engpässe der Budgetgeber? 
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Die Zuteilung der letztendlichen Höhe des Schulbudgets ist unmittelbar von der 

Haushaltslage des Schulträgers abhängig. Die im Gesetzentwurf vorgesehene 

Vereinbarung kann somit nicht als Zusage des Schulträgers hinsichtlich der Höhe des 

Schulträgerschulbudgets oder der Übertragbarkeit von Restmitteln auf das Folgejahr 

gewertet werden, da dieser Rahmen von den Haushaltsbeschlüssen der städtischen 

Gremien abhängig ist.  

Eine Konkretisierung seitens des Landes ist daher dringend erforderlich.  

Sollten die Schulträger die Personalkosten der gemeinsamen Budgetverwaltung zu 

übernehmen haben, wird schon vorsorglich auf die Einhaltung des Konnexitätsprinzips 

verwiesen.  

Die Arbeitsauslastung der Schulträgermitarbeiter/innen in den Schulsekretariaten lässt es 

nicht zu, das gemeinsame Budget durch sie verwalten zu lassen. Hinsichtlich der 

Ausbildung des Personals erscheint es sinnvoll, diese Aufgaben auf Sachbearbeiterebene 

mit entsprechenden Kenntnissen abzuwickeln.  

Nur wenn diese Fragen zufrieden stellend geklärt werden und feststeht, dass der 

Mehraufwand seitens der Schulen in einem verträglichen Verhältnis zum Nutzen steht, 

den die Schulen aus der Selbständigkeit in der vorgesehenen Form ziehen können, wird 

auch die Lehrerschaft die Umwandlung in eine selbständige Schule mit großem, eigenem 

Budget anstreben. 

 

§ 127 d Umwandlung in eine Selbständige Schule 

 

Der Hessische Städtetag fordert, dass die Schulleitung eine Umwandlung in eine 

selbständige Schule nur dann beantragen kann, wenn dies unter Vorlage gemeinsamer 

Konzepte im Einvernehmen mit dem Schulträger erfolgt. Nach dem Gesetzentwurf muss 

lediglich das Benehmen hergestellt werden.  

Die endgültige Entscheidung über die Umwandlung trifft das Kultusministerium. Die 

Umwandlung wird durch Bekanntgabe an die Mitglieder der Gesamtkonferenz, die Eltern 

und die Schülerinnen und Schüler wirksam (§ 127 d Abs. 9 Satz 1 und 2). 

Der Hessische Städtetag erwartet, dass hier auch eine Bekanntgabe an den Schulträger 

im Gesetz vorgeschrieben wird.  

Die Voraussetzung eines Widerrufs einer Umwandlung in eine selbständige Schule ist 

in Absatz 9 geregelt. Aus Sicht der Schulträger fehlt eine Regelung für einen Widerruf, 

wenn Vorgaben und Belange des äußeren Schulbetriebs nicht beachtet werden.  
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Zwingend erforderlich ist bei Selbständigen Schulen, dass die Schulen Landesmittel 

eigenverantwortlich bewirtschaften, z. B. die des Ganztagsschulprogramms.  

Dies erfordert die Rechtsfähigkeit von Schule. 

Letzteres ist allerdings noch nicht der Fall, da nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 

weiterhin Verträge im Namen des Schulträgers/des Landes abgeschlossen werden 

müssen. Daher besteht für den Schulträger nach wie vor die Notwendigkeit, 

Mittelbewirtschaftung an Dritte (Fördervereine, freie Träger) weiterzugeben, wenn er diese 

Aufgabe nicht selbst übernehmen kann. Diese Praxis stößt in der Zusammenarbeit mit 

einzelnen Fördervereinen und Schulleitungen auf Widerstand.  

 

§ 129 Entscheidungsrechte der Schulkonferenz 

 

In Ziffer 9 bitten wir klarzustellen, dass die Schulkonferenz über den schuleigenen 

Haushalt im Rahmen der Richtlinien des Schulträgers (§ 127 a Abs. 2) entscheidet.  

 

§ 145 Schulentwicklungsplanung 

 

Da der Anteil in Schulen in freier Trägerschaft stetig zunimmt, sollten diese stärker als 

bisher in die kommunale Schulentwicklungsplanung integriert werden. Bislang können 

Schulen in freier Trägerschaft bei der Planung einbezogen werden, soweit ihre Träger 

damit einverstanden sind.  

 

§ 157 Mischfinanzierung, Einbeziehung sog. Dritter neben Land und Schulträger 
 

Nach bisheriger Rechtslage war eine solche Mischfinanzierung nur für Angebote an 

Ganztagsschulen, für die pädagogische Mittagsbetreuung oder für Angebote im Rahmen 

von Projekten zur Öffnung von Schule, die über die Stundentafel hinausgehen, möglich. 

Nach der Gesetzesbegründung soll diese Änderung dazu führen, die Flexibilität bei der 

Finanzierung des Bildungs- und Erziehungsauftrages im Interesse der Handlungsfähigkeit 

der Schulen zu erhöhen. 

Anknüpfungspunkte sind in diesen Bereichen die Schulsozialarbeit, Erziehungshilfe, 

Betreuung, Ganztagsangebote, Schulassistenzen oder die gemeinsame Fortbildung von 

Lehrkräften und sozialpädagogischen Fachkräften des Schulträgers. 
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Die Bereitschaft der Kommunen sich in diesen Feldern zu engagieren und Kooperationen 

zwischen Schule und Jungendhilfe zu fördern, entlässt das Land nicht aus seiner 

Verantwortung und Pflichten gemäß §§ 151 bis 154.  

Diese Vorschrift zur Mischfinanzierung darf nicht zum Einfalltor für 
Kostenverlagerung von Wünschenswertem auf die Kommunen werden.  
 
Bei allen Vereinbarungen die das Schulgesetz vorsieht gilt, dass es sich hierbei um 

freiwillige und kündbare Absprachen handelt, die unter Einhaltung von Kündigungsfristen 

aufgelöst werden können. 

 

Die Kommunen müssen immer wieder feststellen, dass das Land seinen selbst 

vorgegebenen Verpflichtung oftmals in den Schulen vor Ort tatsächlich nicht nachkommen 

kann. So wird z.B. die Erfüllung der verlässlichen Schulzeit an Grundschulen von 8 
bis 12 Uhr nicht an allen Grundschulen gewährleistet, da nicht genügend Personal bzw. 

Mittel vom Land zur Verfügung gestellt werden. Vor diesem Hintergrund ist die 

Zuschussgewährung des Landes für die Betreuungsangebote an Grundschulen in § 157 

Abs. 1 Satz 2 dahingehend zu konkretisieren:  

„Das Land gewährt den Schulträgern für Betreuungsangebote an Grundschulen (§ 15 Abs. 

2) Zuschüsse nach Maßgabe des Haushalts. Werden Betreuungsangebote von den 

Standortkommunen anstelle des Landkreises erbracht, erhalten sie die Zuschüsse 

unmittelbar vom Land zugewiesen.“  

Die derzeitige Kann-Regelung verlagert zu viele Kosten auf die Standortgemeinden oder 

Schulträger bzw. der Kreis erhält Mittel, ohne selbst die entsprechende Leistung zu 

erbringen. 

 

§ 162 Medienzentren 

 

Der neu hinzugefügte letzte Satz des Absatzes 4 regelt neu die Fachaufsicht des Amtes 

für Lehrerbildung über die Medienzentren.  

Zurzeit ist der Leiter / die Leiterin eines Medienzentrums eine Lehrkraft, die vom 

Schulträger im Einvernehmen mit dem Staatlichen Schulamt bestellt wird. Dienstaufsicht 

für diese Stelle hat der Schulleiter der Schule, die die Abordnung ausspricht.  

Seit Jahren gibt es allerdings Schulträger, die über eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

nach § 162 Abs. 4 mit dem örtlichen Staatlichem Schulamt unter anderem geregelt haben, 

117



- 13 - 

 

dass - unter Kostenbeteiligung des Landes - eine städtische Bedienstete und kein Lehrer 

das Medienzentrum leitet. Unter diesen Umständen können die kommunalen Schulträger 

keine allgemeinverbindliche Fachaufsicht des AFL akzeptieren. Für bestimmte 

Fragestellungen kann die Zuständigkeit des AFL aber durchaus angemessen sein.  

Eine gesetzliche Lösung dieser Problemstellung könnte wie folgt aussehen: 

Der neu hinzugefügte letzte Satz des Absatzes 4 wird nicht dort, sondern unter Absatz 2 

angefügt und wie folgt ergänzt: "Sofern keine Regelung nach Absatz 4 getroffen wird". 

Damit wäre die Fachaufsicht der Leitung in Absatz 2 zugeordnet und nur vorbehaltlich 

einer anders lautenden Regelung in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach Absatz 

4 wirksam. Dienst- und Fachaufsicht für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter liegen damit 

beim Schulverwaltungsamt. 

Für die Medienzentren wäre eine weit umfassendere Neuregelung erforderlich, die auch 

gesicherte Mitsprache- und Einwirkungsrechte des Schulträgers und präzisere Aussagen 

zur Kostenträgerschaft sowie Details zur Schul-IT umfassen müsste. Mit der Vereinbarung 

zur Gemeinschaftsinitiative Schule@Zukunft haben sich die Schulträger und Land Hessen 

verständigt, die Integration von pädagogischer Schul-IT in verzahnten Anstrengungen 

beider Seiten und gegenseitiger Abstimmung zu verfolgen. Der Gesetzentwurf spiegelt die 

für Schul-IT in ganz besonderem Maße nötige laufende Abstimmung und transparente 

Zusammenarbeit nicht wieder.  

 

Der Hessische Städtetag bittet  dringend um Berücksichtigung seiner Anregungen und 

Forderungen im laufenden Gesetzgebungsverfahren. Für Rückfragen steht die 

Geschäftstelle jederzeit zur Verfügung. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Dr. Jürgen Dieter 
Geschäftsführender Direktor 
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